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Liebe Kolleginnen
und Kollegen,

Vertrauen ist gut. Anwalt ist besser.

Wenn Sie dieses Heft in Händen
halten, dann haben Sie hoffent-
lich diesen Slogan schon häufiger
gelesen. Und zwar nicht nur in
bundesweiten Publikationen
(Spiegel, Stern u.ä.), sondern
mittlerweile auch in saarländi-
schen Presseerzeugnissen. Unsere
lokale Kampagne läuft bereits seit
mehreren Monaten im IHK-Maga-
zin und seit Mitte September auch
in der Saarbrücker Zeitung (Titel-
seite) sowie in der Saarland-Aus-
gabe der Bild-Zeitung.

Die Anzeigen verweisen auf un-
seren örtlichen Anwaltsuchdienst
sowohl mit der Telefonnummer,
wie auch mit der Internetseite.
Bitte befragen Sie neue Mandan-
ten, wie sie den Weg zu Ihnen
gefunden haben, und geben uns
Rückmeldung. Oder fragen Sie
sich selbst, warum Sie Ihre Daten
(insbesondere Teilbereiche der Be-
rufstätigkeit, früher Tätigkeits-
oder Interessenschwerpunkte)
nicht aktualisiert haben, so daß
Mandanten so den Weg nicht zu
Ihnen finden. Denn bislang haben
wir nur einen Rücklauf von gut
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300 Fragebögen, d.h. circa 400
Mitglieder können nicht mit ihrer
jeweiligen Spezialisierung gefun-
den werden. Die Aktualisierung
war erforderlich geworden, um
uns der Suchmaske des DAV an-
zupassen. Alle alten Daten wur-
den gelöscht.

In diesem Heft finden Sie wieder
eine Fülle von Fortbildungsveran-
staltungen, aber auch Geselliges.
Ihr besonderes Augenmerk darf
ich lenken auf das Gänseessen am
10. November ab 18.30 Uhr im
Domizil Leidinger. Dieses haben
wir hinsichtlich des Rahmenpro-
gramms aufgewertet, neben ei-
ner Feuerzangenbowle erwartet
Sie auch Kultur und eine Seminar-
Tombola (Näheres S. 23).

Ich würde mich sehr freuen, Sie
dort begrüßen zu dürfen, und
verbleibe freundlichen und kolle-
gialen Grüßen

Olaf Jaeger
(Präsident)
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Wir freuen uns, weitere Kolleginnen
und Kollegen begrüßen zu dürfen:

Aktuelles

Unter dem Titel „Die Anwältin als
Unternehmerin“ findet in Münster
vom 09. bis 11.11.2006 die 4.
Anwältinnenkonferenz der Arbeits-
gemeinschaft Anwältinnen im DAV
statt. Im Mittelpunkt der Veranstal-
tung stehen wirtschaftliche Fragestel-
lungen. Kanzleigründerinnen präsen-
tieren erfolgreiche Kanzleikonzepte,
Themen wie Kommunikationsdesign,
Wissensmanagement in der Anwalts-
praxis und Vergütungsvereinba-
rungen werden diskutiert. Vor dem
Hintergrund der erheblichen Unter-

repräsentation von Frauen im Notari-
at, werden die derzeitigen Zugangs-
voraussetzungen zum Notariat und
Anwaltsnotariat sowie die geplanten
Änderungen vorgestellt. Frau Dr. Renate
Jaeger, Richterin am Cour Européene des
Droits de L’ Homme und Richterin des
Bundesverfassungsgerichts a. D. referiert
über die erfolgreiche Arbeit des Euro-
päischen Gerichtshofs für Menschen-
rechte und wird die in Deutschland weit-
gehend unbekannten  Rechtsschutz-
möglichkeiten erläutern. Das Rahmen-
programm bietet Anwältinnen die Mög-

lichkeit sich kennen zu lernen und fach-
lich wie auch persönlich auszutau-
schen. Das vollständige Programm
und das Anmeldungsformular ist zu
finden unter www.dav-anwaeltin
nen.de/dav-veranstaltungen.htm.

Für Rückfragen steht die Geschäfts-
stelle des DAV gerne zur Verfügung:
Rechtsanwalt Manfred Aranowski
Littenstraße 11, 10179 Berlin
Tel. : 030/ 726152 147
Fax : 030/ 726 152 196
E-Mail: ranowski@anwaltverein.de

Die Anwältin als Unternehmerin –
4. Anwältinnenkonferenz vom 9.- 11.November 2006
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Jörg Toralt Warner
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66111 Saarbrücken
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Protokoll der ordentlichen Mitgliederversammlung

Tag: 13. September 2006
Zeit: 19.00 bis 20.05 Uhr
Anwesend: s. Teilnehmerliste im Anhang

TOP 1 Begrüßung

Der Präsident des SAV, RA Olaf Jaeger, begrüßt die
Anwesenden, besonders auch die Vizepräsidentin
der Kammer, Frau Justizrätin Thiery.

TOP 2 Beschlussfassung über die Tagesordnung

Der Präsident stellt dar, dass der in der letzten or-
dentlichen Mitgliederversammlung unter Vorbehalt
gewählte Kassenprüfer sein Amt nicht antreten
konnte. Aus diesem Grund muss der Bericht des
Kassenprüfers entfallen.
Der Vorstand ist übereingekommen, dass aus die-
sem Grund auch eine Entlastung des Vorstands bis
zur ordnungsgemäßen Überprüfung der Kasse un-
terbleiben soll. TOP 6 entfällt somit ersatzlos.
Statt dessen soll heute unter TOP 5 ein vorläufiger
Kassenprüfer bestimmt werden, der in der näch-
sten ordentlichen Mitgliederversammlung bestätigt
werden soll.
Die Mitgliederversammlung stimmt diesem Ände-
rungsvorschlag zu.
Es gibt keine Ergänzungswünsche zur Tagesordnung.

TOP 3 Bericht des Vorstandes

a. Bericht des Präsidenten:
RA Jaeger berichtet über die Jahrsaktivitäten 2005.
Er geht nochmals auf den Wechsel in der Geschäfts-
stellenleitung des SAV ein und beschreibt die er-
freuliche Entwicklung bzgl. der Seminartätigkeit der
SAV- Service GmbH, einer hundertprozentigen SAV-
Tochter.
Der Präsident gibt einen Überblick über die bisheri-
gen Werbeaktivitäten und stellt die weitere Planung
bis 2007 vor.
RA Beeck erläutert im Anschluss die Schwierigkei-
ten, die es mit der Umsetzung der Werbekampa-
gne gab und wie sie gemeistert werden konnten.
Er berichtet von der Zusage des DAV, 20% der ent-
standenen Werbekosten zurückzuerstatten.
RA Jaeger weist im Zusammenhang mit der Werbe-
kampagne darauf hin, dass diese nur für die An-

wälte von Nutzen sein kann, die sich auch im
Anwaltsuchdienst mit den Schwerpunkten ihrer Be-
rufstätigkeit registrieren lassen, und bittet die An-
wesenden, dies im Kollegium weiterzutragen.

b. Bericht des Schatzmeisters
Der Schatzmeister des SAV, RA Krempel, stellt die
Bilanz des SAV für das Jahr 2005 vor.
Aufgrund der Tatsache, dass sich das Vermögen des
SAV 2005 um 8.366,– Euro erhöht hat, empfiehlt
der Schatzmeister den Beitrag stabil zu halten und
stellt nochmals klar, dass die Werbekostenzulage von
30 Euro keine Beitragserhöhung sondern eine
zweckgebundene Sonderumlage ist, die auf einem
gesonderten Konto verwaltet wird und nicht in der
Bilanz des SAV erscheint.

c. Bericht des Geschäftsführers über Rechts-
verfolgung bei unerlaubter Rechtsberatung.
Der Geschäftsführer des SAV, RA Berscheid, berich-
tet über einige Unterlassungserklärungen die er
durchsetzen konnte, und gibt zu bedenken, dass
sich dies in Zukunft durch das geplante neue Rechts-
dienstleistungsgesetz ändern wird, so dass ein klein-
liches Abmahnen nicht mehr möglich sei und die
Rechtsverfolgung nur noch in gravierenden Fällen
aufrecht erhalten werden könne.

TOP 4 Bericht und Diskussion über die
weitere Arbeit des Vorstandes

Die Verarmung in der Anwaltschaft wird nach Mei-
nung RA Jaegers in Zukunft eine immer größere
Rolle spielen, wobei der Anwaltverein und auch die
Kammer keine Möglichkeit haben, hier regulierend
einzugreifen, außer vielleicht frühzeitig nach au-
ßen zu tragen, dass der Beruf des Rechtsanwalts
keineswegs mehr so sicher und auskömmlich ist, wie
er es einmal war.
Betreffend aktueller rechtspolitischer Themen ist zu
beobachten, dass im Saarland die Anhörung zu neu-
en Gesetzen viel zu oft an den Anwälten und ihren
Organisationen vorbei geht.
Dies soll Thema der gemeinsamen Vorstandssitzung
mit der RAK des Saarlandes sein, um Wege zu fin-
den, wie man sich stärker Gehör verschaffen kann.
RA Jaeger bedauert, dass aus dem Kollegium so we-
nig Resonanz auf die Möglichkeit zur Betätigung in
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Sparkassen-Finanzgruppe:
Sparkassen, SaarLB, LBS und
S A A R L A N D Ve r s i c h e r u n g e n

Die schönsten Dinge passieren oft unverhofft. Wie gut, dass die Sparkasse individuelle Lösungen zur betrieblichen wie privaten
Altersvorsorge bietet, die sich Ihrem Leben immer wieder anpassen. Schließlich sollte Ihre Vorsorge genauso flexibel sein wie Ihr
Leben. Infos in Ihrer Geschäftsstelle und unter www.sparkasse.de. Wenn’s um Geld geht – Sparkasse.

Was auch passiert. 
Die Sparkassen-Altersvorsorge 
passt sich Ihrem Leben an.

S

*Die Höhe der staatlichen Förderung für Ihre Vorsorge ist abhängig von Ihrer Lebenssituation.

Jetzt maximale Förderung vom

Staat sichern:

Über 51% sind möglich!*

Mit der S-PrämienRente.

der Anwaltsausbildung oder auch als Referent für
die IHK kommt.
Da von den Anwesenden keine weiteren Anregun-
gen oder Wünsche kommen, wird der Vorstand an-
sonsten seine Arbeit im gleichen Team so weiter-
führen wie bisher.

TOP 5 Wahl des vorläufigen Kassenprüfers

RA Klaus Fritzen hat sich bereit erklärt, bis zur Be-
stätigung durch die nächste Mitgliederversammlung
als vorläufiger Kassenprüfer zu fungieren und sich
in Abwesenheit wählen zu lassen.
Es gibt keine weiteren Vorschläge.
Eine geheime Wahl wird nicht gewünscht.
Stimmen für RA Fritzen: 5
Stimmen gegen RA Fritzen: 0
Enthaltungen: 9 (der komplette

Vorstand enthält
sich der Stimme)

Die Wahl Herrn Fritzens zum vorläufigen Kassen-
prüfer ist somit einstimmig angenommen.

TOP 6 Verschiedenes

RA Jaeger wirbt an dieser Stelle nochmals für die
Teilnahme am Juristenball.

RA Berscheid betont die gute Zusammenarbeit von
Anwaltverein und Kammer im Saarland und er-
wähnt die Querelen in Berlin.
Justizrätin Thiery berichtet, dass dort ein drei-
köpfiges Gremium zwischen BRAK und DAV schlich-
ten soll.
Abschließend erwähnt RA Jaeger die bevorstehen-
de Verabschiedung des Leitenden Oberstaatsan-
walts und würdigt die gute Zusammenarbeit mit
dem neuen Präsidenten des Landgerichts, Herrn
Freymann, der offensiv das Gespräch mit Kammer
und Anwaltschaft sucht.
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Dr. Joachim Giring | Saarbrücken

Die Staatsanwaltschaft Saarbrük-
ken lehnt die Übersendung von
Bild-Ton-Aufzeichungen einer
Zeugenvernehmung an den Ver-
teidiger in aller Regel ab. Verwie-
sen wird auf Möglichkeiten der
Einsichtnahme in Räumen der
Staatsanwaltschaft oder des Ge-
richts. Im Folgenden wird klarge-
stellt, dass der Verteidiger jedoch
Anspruch auf Übersendung von
Kopien in die Kanzleiräume hat.
Organisatorischer Mehraufwand
ist von der Staatsanwaltschaft zu
tragen.

I.

Fest steht, dass in Verfahren, in
denen Bild-Ton-Aufzeichnungen
von Zeugenvernehmungen ange-
fertigt werden, der Verteidiger
ein Recht auf Einsichtnahme in die
Videobänder hat. Mimik, Gestik
und weitere – wie es heißt – „non-
verbale Signale“ von Zeugen müs-
sen zur Beurteilung der Glaubhaf-
tigkeit von Aussagen überprüft
werden können. Der Verteidiger
muss auch die Möglichkeit der
Überprüfung von in der Akte ent-
haltenen „Wortprotokollen“ auf
Vollständigkeit haben.

Nach Ansicht der Staatsanwalt-
schaft Saarbrücken handelt es sich
bei Bild-Ton-Aufzeichnungen von
Zeugenvernehmungen – ungeach-
tet des § 58 a II StPO – nicht um
Aktenbestandteile im Sinne des §
147 StPO, sondern um Beweismit-
tel. Aufgrund drohenden Beweis-
mittelverlusts im Fall der Übersen-
dung und einhergehender Miss-
brauchsgefahr wird Einsichtna-
hme in aller Regel nur in den Räu-
men der Staatsanwaltschaft oder
des Gerichts gewährt. Schließlich
bedeute die Anfertigung einer Ko-

Anspruch auf Übersendung
von Kopien von Bild-Ton-Aufzeich-
nungen einer Zeugenvernehmung
im Wege der Akteneinsicht

pie für den Verteidiger durch die
Staatsanwaltschaft einen unzu-
mutbaren Mehraufwand.

Wird indes Einsichtnahme in
Videobänder lediglich in Räumen
der Staatsanwaltschaft oder des
Gerichts gewährt, steht der Ver-
teidiger vor organisatorischen Fra-
gen. Insbesondere aufgrund der
Dauer von Vernehmungen – nicht
selten über mehrere Stunden –
und  des möglichen Bedürfnisses
neuerlicher Einsicht nach Rück-
sprache mit dem Mandanten, vor
dem Abschluss der Ermittlungen
oder vor Beginn der Hauptver-
handlung, ist es für Verteidiger
beschwerlich, Termine abzustim-
men und den Weg zur Behörde
antreten zu müssen. Bei Untersu-
chungshaft ist der Verteidiger
auch auf beschleunigte Einsicht-
nahme angewiesen, um stichhal-
tig gegen den dringenden Tatver-
dacht eines Haftbefehls argumen-
tieren zu können. Jede Verzöge-
rung der Einsichtnahme hindert
dann die Verteidigung besonders.
Der Verteidiger will daher selbst
entscheiden, wo er Kopien der
Videobänder einsieht und wie oft
und wie lange er die Verteidigung
durch Einsichtnahme vorbereitet,
solange eine Gefährdung der Er-
mittlungen der Einsicht nicht ent-
gegensteht.

II.
Ein Blick in obergerichtliche Recht-
sprechung und insbesondere in
die Gesetzesbegründung zur Ein-
führung des § 58 a StPO durch
das Zeugenschutzgesetz vom
20.04.1998 (BGBl. I 820) verdeut-
licht, dass der Gesetzgeber auf
das Verbot der Vervielfältigung
von Bild-Ton-Aufzeichnungen

bewusst verzichtete, da dies die
Rechte des Verteidigers unzumut-
bar beeinträchtigen würde. Stich-
haltige Argumente gegen den
Anspruch des Verteidigers auf
Übersendung von Kopien in die
Kanzleiräume im Wege der Akten-
einsicht gibt es nicht, solange der
Zeuge nicht ausdrücklich gem.
§ 58 a III StPO der Überlassung ei-
ner Kopie an den Verteidiger wi-
derspricht.

Der Schriftsatz an die Staatsan-
waltschaft kann wie folgt formu-
liert werden:

„(...) 55 Js 9999/06

In dem Ermittlungsverfahren
betr.XY

beantrage ich

1. Bezug nehmend auf die
diesem Schriftsatz beige-
fügten Videoleerkassetten
eine Kopie der Video-Ton-
Aufzeichnung der Verneh-
mung der Zeugin Z vom
01.07.2006 (Videokasset-
ten: Asservaten-Nr. 999.01/
06 + 999.02/06) anzuferti-
gen und

2. mir die Kopie der Aufzeich-
nung  zu übersenden.

Gründe

1.
Die Videoaufzeichnung zu
oben genannter Vernehmung
der Zeugin Z ist Bestandteil der
Sachakten. Als solcher erstreckt
sich das Akteneinsichtsrecht
gem. § 58 a II i. V. m. § 147
StPO auch auf die Bild-Ton-
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Aufzeichnung. Die Ablehnung
der Anfertigung und Übersen-
dung (wenigstens) der Kopie
der Videoaufzeichnung ver-
stößt gegen das Recht des Be-
schuldigten auf ein faires Ver-
fahren gemäß Art.6 I EMRK, 20
III GG.

a.
Wörtlich heißt es hierzu etwa
in einer Entscheidung des OLG
Stuttgart (StV 2003, 17):

„Jedenfalls die Kopie der
Videoaufzeichnung ist Be-
standteil der Akten und
kein Beweismittel i. S. v. §
147 IV 1 StPO, zumal sich für
die Kopie die Frage des
Beweismittelverlusts und
der -integrität nicht stellt.
Das Recht des Verteidigers,

Akteneinsicht durch Über-
sendung in seine Kanzlei zu
erhalten (§ 147 I, IV S. 1
StPO), erstreckt sich daher
gem. § 58 a II 2 StPO auch
auf die Kopie der Videoauf-
zeichnung (vgl. KK-Senge
StPO 4. Aufl., § 58 a Rdnr.
9; Kleinknecht/Meyer-Goß-
ner, StPO, 45. Aufl., § 58 a
Rdnr. 11, Lemke in HK-StPO,
3. Aufl. § 58 a Rdnr. 14;
Pfeiffer StPO 4. Aufl., § 58
a Rdnr. 2). Durch die Ver-
weisung in § 58 a II 2 StPO
auf § 147 StPO ist dies klar-
gestellt (Rieß NJW 1998,
3240).

Mit der Einführung des § 58 a
StPO durch das Zeugen-
schutzgesetz vom 20.04.1998

(BGBl. I 820) sollte der
Schutz auch kindlicher Zeu-
gen erreicht und gleichzei-
tig den Interessen des Be-
schuldigten und der Waf-
fengleichheit Rechnung
getragen werden. Der Ge-
setzentwurf verzichtet da-
her darauf, die Vervielfälti-
gung von Bild-Ton-Auf-
zeichnungen zu untersa-
gen, da dies die Rechte des
Verteidigers unzumutbar
beeinträchtigen würde
(vgl. BT-Drucks. 13/7165 v.
11.03.1997).“

b.
Im Gesetzgebungsverfahren
zu § 58 a StPO ist ausgeführt (BT-
Drucks. 13/7165 v. 11.03.1997):
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„Der Entwurf verzichtet auf
eine Regelung, die die Ver-
vielfältigung von Bild-Ton-
Aufzeichnungen unter-
sagt. Eine solche Regelung
würde den schutzwürdi-
gen Interessen des betrof-
fenen Zeugen nicht Rech-
nung tragen und die Rech-
te und Befugnisse des Ver-
teidigers – ggf. auch die
des anwaltlichen Neben-
klagevertreters oder des
Verletztenbeistandes - un-
zumutbar beeinträchtigen.

Zum einen wird in der Lite-
ratur zu Recht darauf hin-
gewiesen (vgl. Bohlander,
ZStW 107 [1995], 82, 99),
dass solche Aufzeichnun-

gen nicht nur im Strafver-
fahren, sondern auch z. B.
für die Betreuung des be-
troffenen Kindes durch Ju-
gendamt und Therapeuten
Verwendung finden und
dem Kind ggf. weitere be-
lastende Anhörungstermi-
ne vor Familien- oder Vor-
mundschaftsgericht erspa-
ren können. Dass dabei –
nicht nur im Interesse des
betroffenen Zeugen, son-
dern auch aus Gründen der
Verfahrensökonomie – die
Herstellung von Kopien un-
verzichtbar ist, bedarf kei-
ner weiteren Ausführung.

Zum anderen ist auch der
Verteidiger des Beschuldig-

ten in der Regel auf eine
Kopie des Videobandes
bzw. des Filmes angewie-
sen. Denn Bild-Ton-Auf-
zeichnungen geben von
der Aussage eines Zeugen
– über den Wortlaut des
Bekundeten hinausgehend
– die unmittelbare Betrof-
fenheit in einer Weise wie-
der, die stärker als jede
schriftliche Fixierung oder
auch akustische Aufnahme
Persönlichkeit und Intim-
sphäre preisgibt. Dies be-
gründet ihre erhöhte Be-
deutung für die Beweisauf-
nahme in der Hauptver-
handlung. (...).
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[Es] können dem Verteidi-
ger andere technische Maß-
nahmen zur Vorbereitung
der Verteidigung (wie Foto-
aufnahmen oder Kopien)
nicht untersagt werden. Ein
Kopierverbot würde die
Vorbereitung der Verteidi-
gung und damit die Waf-
fengleichheit beeinträchti-
gen. Im Übrigen muss die
Videokassette ggf. anderen
Gerichten oder Staatsan-
waltschaften überlassen
werden, soweit sie dort für
ein Strafverfahren benötigt
wird. Die Strafverfolgung
würde unzumutbar er-
schwert, könnte in solchen
Fällen nicht mit einer Kopie
gearbeitet werden. (...).“

[Unterstreichungen nicht
im Original]

c.
Diese Maßgaben gelten auch
hier.

Schon aufgrund der Dauer der
Vernehmung der Zeugin von
10.00 bis 12.40 Uhr  ist es für
die Verteidigung unzumutbar,
die Aufzeichnung – evtl. an
mehreren Terminen – lediglich
in den Räumen der Staatsan-
waltschaft oder des Gerichts
einsehen zu können.

Zudem liegt eine „wörtliche
Protokollierung“ der Aussage
nicht vor, da das Protokoll zur
Videoaufzeichnung mehrfach
die „Anmerkung: Kein tat-
relevantes Gespräch“ enthält
(vgl. Bl. 109, 122, 125, 128 d.
A.). Dies verletzt § 168 b StPO
(entsprechend). Es kann nicht
den ermittelnden Beamten
überlassen bleiben, welche

Teile einer Aussage „relevant“
und welche „irrelevant“ sind.
Eine vollständige Überprüfung
der Vernehmungsniederschrift
erfordert die Einsichtnahme in
die Videoaufzeichnung.

2.
Wichtige Gründe im Sinne Ziff.
189 II RiStBV, die gegen die
Übersendung einer Kopie der
Aufzeichnung sprechen, sind
seitens der Staatsanwaltschaft
nicht vorgebracht und auch
nicht ersichtlich.

Organisatorische Mehrbela-
stungen der Staatsanwalt-
schaft nahm der Gesetzgeber
in Kauf, wenn es in BT-Drucks.
1371/65 wörtlich heißt:

„Im Übrigen sind gewisse zu-
sätzliche Belastungen, die im
Interesse des Zeugenschutzes
hinzunehmen sind, nicht gänz-
lich auszuschließen.“

Demnach kann eine mögliche
bisherige Praxis der Staatsan-
waltschaft Saarbrücken, Kopi-
en nicht zu übersenden, kein
Argument sein, wonach die
Verteidigung auf die Einsicht-
nahme in den Räumen der
Staatsanwaltschaft oder des
Gerichts verwiesen wird.

3.
Ein ausdrücklicher Widerspruch
der Zeugin gegen die Überlassung
der Kopie ist nicht ersichtlich.

4.
Schließlich wird versichert, dass
dem Beschuldigten eine Kopie
der Videoaufzeichnung nicht
zur Verfügung gestellt wird.

Rechtsanwalt“

Der letzte Satz des Schriftsatzes
trägt dem Willen des Gesetzge-
bers zur Verwendung der dem
Verteidiger gemäß § 147 StPO
überlassenen Kopie der Bild-Ton-
Aufzeichnung Rechnung. Im Hin-
blick auf möglicherweise überwie-
gende schutzwürdige Interessen
von Zeugen und angesichts der
Missbrauchsgefahr bei Weiterga-
be einer Kopie an Dritte, darf der
Verteidiger seinem Mandanten –
etwa in Fällen der Vernehmung
kindlicher Zeugen zum Verdacht
von Verstößen gegen die sexuelle
Selbstbestimmung – ein Doppel
der Videoaufzeichnung grund-
sätzlich nicht überlassen.

III.

Sofern die Staatsanwaltschaft den-
noch die Anfertigung und Über-
sendung einer  Videoaufzeich-
nungen verweigert, kann der Ver-
teidiger einen Antrag auf richter-
liche Entscheidung stellen. Der
Antrag kann sich – im Fall der Haft
des Beschuldigten – auf § 147 V 3
i. V. m. § 161 a III 2 StPO stützen.
Beantragt wird eine richterliche
Entscheidung dahingehend, fest-
zustellen, dass die Bild-Ton-Auf-
zeichnung der Vernehmung Be-
standteil der Akten gem. § 147 I
StPO und dem Verteidiger eine
Kopie anzufertigen und in die
Kanzleiräume zu übersenden ist.

Die konsequente Verfolgung der
Rechte des Verteidigers kann dazu
führen, dass sich die Praxis der
Staatsanwaltschaft ändert und die
Überlassung der Kopie der Video-
Ton-Aufzeichnung in die Kanzlei-
räume zur Selbstverständlichkeit
wird.
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Eine typische Haftungsfalle für
den Anwalt enthält § 167 ZPO. Der
Wortlaut dieser Norm liest sich
harmlos:

„Soll durch die Zustellung
eine Frist gewahrt werden
oder die Verjährung neu
beginnen oder nach § 204
des Bürgerlichen Gesetz-
buchs gehemmt werden,
tritt diese Wirkung bereits
mit Eingang des Antrages
oder der Erklärung ein,
wenn die Zustellung dem-
nächst erfolgt.“

Gleichwohl birgt die Vorschrift eine
Fülle von Klippen für die betroffe-
ne Partei und ihren Anwalt. Zwei
neuere BGH-Entscheidungen ge-
ben Veranlassung, diese Risiken
näher zu beleuchten.
Grundsätzlich dürfen (nicht: müs-
sen) Fristen bis zum letzten Tag,
genauer: sogar bis zur letzten Se-
kunde, ausgeschöpft werden.
Dem dient die erwähnte Vor-
schrift, deren Bedeutung für die
Praxis kaum überschätzt werden
kann. Im Vordergrund stehen sämt-

Die „demnächstige“ Zustellung
im Sinne des § 167 ZPO

liche Fristen, die durch gerichtliche
Geltendmachung zu wahren sind,
also insbesondere Verjährungsfri-
sten sowie auch die sogenannte
Klagefrist nach § 12 III VVG.
Die besondere Problematik der
Vorschrift resultiert daraus, daß
solche Verzögerungen, die vom
Zustellungsbetreiber und seinem
Anwalt (vgl. § 85 II ZPO) zu ver-
treten sind, die „demnächstige“
Zustellung mit Fristwahrungs-
wirkung verhindern.
Der einfachste Rat, jedes Problem
schon im Ansatz zu vermeiden,
besteht daher schlicht darin, Kla-
gen und Mahnbescheide so früh-
zeitig wie irgend möglich einzu-
reichen. Verzögerungen werden
hierdurch regelmäßig vermieden.
Häufig kann der Anwalt jedoch
erst unmittelbar vor Fristablauf
tätig werden. Er muß daher zu-
nächst dafür Sorge tragen, daß
die Klageschrift ordnungsgemäß
allen Anforderungen der ZPO
entspricht. Mängel an der Klage-
schrift oder auch des Antrages
auf Erlaß eines Mahnbecheids füh-
ren regelmäßig zu Rückfragen
und Verzögerungen.
Es empfiehlt sich weiterhin, auf der
Klage unübersehbar, also am be-
sten noch auf Blatt 1 und noch vor
dem Rubrum, im Fettdruck darauf

hinzuweisen, daß mit der Klage
eine Frist gewahrt werden soll.
Dabei sollte das Fristende blickfang-
mäßig herausgestellt werden.
Zur Beschleunigung sollte der
Anwalt von sich aus den Gerichts-
kostenvorschuß nach § 12 I GKG
ausrechnen und mit Klageeinrei-
chung einzahlen, zweckmäßiger-
weise durch seinen Gebühren-
stempler. Bei bezifferten Zahlungs-
klagen mit feststehendem Streit-
wert stellt dies regelmäßig kein
Problem dar. Häufig bedarf der
Streitwert jedoch der Festsetzung
durch das Gericht, was praktisch
zwangsläufig zu Verzögerungen
führt. Hier sollte der Anwalt ent-
sprechend den Vorschriften der
ZPO und des GKG von sich aus den
zutreffenden Streitwert möglichst
korrekt selbst errechnen und den
Gerichtskostenvorschuß ebenfalls
unaufgefordert einzahlen.
Gezwungen ist er hierzu nach der
Rechtsprechung jedoch nicht. Er
darf vielmehr die Zahlungsan-
forderung durch das Gericht ab-
warten, ist dann jedoch gehalten,
für die unverzügliche Einzahlung
Sorge zu tragen. Nach bisheriger
Rechtsprechung (vgl. BGH NJW
1986, 1347) steht ihm hierfür ein
Zeitraum von lediglich ca. 2 Wo-
chen zur Verfügung. Dieser ver-

•  Prozessieren ohne Kostenrisiko

•  Finanzierung bereits 
ab € 25.000 Streitwert

•  Keine Prüfkosten

•  Mandatsgarantie 
für den Rechtsanwalt

•  Kein Eigenkapital-Einsatz

WWW.PROZESSGARANT.DE

Ossecker Straße 174      95030 Hof

Telefon 09281-8600790 Fax 09281-8600791
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längert sich auch dann nicht,
wenn die Zahlung durch den
Rechtsschutzversicherer der Partei
erfolgen soll.
In Einzelfällen ist dringend zu
empfehlen, einen Antrag nach §
14 GKG unter Hinweis auf die be-
sondere Dringlichkeit der dem-
nächstigen Klagezustellung anzu-
bringen.
Zulässig ist es selbstverständlich
auch, die Gerichtskosten per
Scheck zu zahlen. Dies führt zwar
häufig zu gewissen Verzögerun-
gen, weil die Gerichte die Zustel-
lung zumeist davon abhängig
machen, daß der Scheck in end-
gültiger Weise gutgeschrieben
wird, dies unabhängig davon, ob
der Scheck vom Mandanten oder
vom Anwalt selbst stammt. Hier-
durch verursachte Zustellungs-
verzögerungen sind indessen
nach der Rechtsprechung un-
schädlich, fehlende Deckung hin-
gegen nicht.
Wegen weiterer Einzelheiten wird
die Lektüre der gängigen ZPO-
Kommentare zu § 167 ZPO emp-
fohlen.
Die bisherige Rechtsprechung hat
eine vom Antragsteller bzw. sei-
nem Anwalt zu vertretende Ver-
zögerung von 2 Wochen oder et-
was mehr, gerechnet ab dem Fri-
stende, für schädlich gehalten.
Durch Urteil vom 27.4.2006 (AZ: I
ZR 237/03) hat der BGH nunmehr
jedoch entschieden, daß eine dem
Zustellungsbetreiber bzw. seinem
Anwalt zuzurechnende Zustel-
lungsverzögerung von bis zu ei-
nem Monat unschädlich ist. Der
1. Zivilsenat entnimmt diese Frist
dem § 691 II ZPO. Die Entschei-
dung betrifft allerdings die verspä-
tete Zustellung eines Mahn-
antrages. Nach Auffassung des
Verfassers kann bei einer Klage
nichts anderes gelten. Allerdings
geht der 1. Zivilsenat in dieser

Entscheidung mit der bislang
überwiegenden Meinung davon
aus, der Antragsteller resp. sein
Anwalt seien gehalten, beim
Mahngericht nach angemessener
Zeit nachzufragen, aus welchen
Gründen bislang noch keine Zu-
stellung erfolgt ist. Welcher Zeit-
raum hierbei noch als angemes-
sen anzusehen ist, hängt nach
dem BGH von den besonderen
Umständen des jeweiligen Einzel-
falles ab.
Der 4. Senat des BGH hat demge-
genüber in einer aktuellen Ent-
scheidung vom 12.7.2006 (AZ: IV
ZR 23/05) entschieden, daß Zu-
stellungsverzögerungen, die allei-
ne durch eine fehlerhafte Sach-
behandlung des Gerichts verur-
sacht worden sind, dem jeweili-
gen Zustellungsbetreiber grund-
sätzlich nicht zuzurechnen sind.
Wenn dieser alle von ihm gefor-
derten Mitwirkungshandlungen
für eine ordnungsgemäße Klage-
zustellung erbracht hat, wozu ins-
besondere die Einzahlung des
Gerichtskostenvorschusses gehört,
dann sind nach dieser Entschei-
dung weder der Kläger/Antrag-
steller noch sein Prozeßbevoll-
mächtigter gehalten, das gerichtli-
che Vorgehen zu kontrollieren und
durch Nachfragen auf die beschleu-
nigte Zustellung hinzuwirken.
Damit ist die Haftungsfalle des §
167 ZPO in einem für die Praxis
bedeutsamen Punkte entschärft.
Diese Entscheidung ist uneinge-
schränkt zu begrüßen. Sie ist al-
lerdings ergangen zu § 12 III VVG,
der im Zuge der VVG-Reform er-
satzlos gestrichen wird. Gleich-
wohl ist nach wie vor größte Vor-
sicht geboten, solange sich diese
Rechtsauffassung nicht bei sämt-
lichen Senaten des BGH bzw. in
der Rechtsprechung insgesamt
und für alle Fristen durchgesetzt
hat. Nach wie vor ist dem vorsich-

tigen Anwalt zu empfehlen, bei
Zustellungsverzögerungen telefo-
nische Rückfrage zu halten, diese
in seiner Akte auch zu dokumen-
tieren und ggf. auch schriftlich zu
intervenieren. Unabhängig von
der Fristwahrung liegt die alsbal-
dige Klagezustellung immer im
Interesse der Partei. Auch ist an
dieser Stelle wieder an die Recht-
sprechung zu erinnern, die den
Anwalt für erkennbare und ver-
meidbare Fehler eines Gerichtes
haften läßt, um den Mandanten
nicht rechtlos zu stellen. Schließ-
lich ist nicht sicher, ob die Recht-
sprechung, auch des 4. Zivil-
senates des BGH, nicht doch an-
ders entscheidet, wenn sich eine
Klagezustellung um längere Zeit-
räume, also mehrere Monate bzw.
im Extremfall gar um Jahre, ver-
zögert. Hinzu kommt der Aspekt,
daß nur durch rechtzeitige Rück-
fragen geklärt werden kann, ob
tatsächlich alles Erforderliche ge-
tan ist. Nicht selten beruht die
unterbliebene Klagezustellung
darauf, daß sich bei Einzahlung
der Gerichtskosten ein kleiner Feh-
ler einschleicht, etwa durch An-
gabe eines falschen Akten- bzw.
Kassenzeichens. Da derartige Ur-
sachen für eine Zustellungs-
verzögerung nach wie vor der
Partei bzw. ihrem Anwalt zuge-
rechnet werden, ist daher auch
weiterhin größte Sorgfalt gebo-
ten, und Fristen dürfen endgül-
tig erst dann gestrichen werden,
wenn ihre Einhaltung durch nach-
weislich erfolgte Klagezustellung
erfolgt ist.
Als Fazit bleibt festzuhalten: Wer
Fristen bis zuletzt ausschöpft,
muß nach wie vor trotz der be-
grüßenswerten Erleichterungen
durch die Entscheidung des 4.
Zivilsenates die größtmögliche
Sorgfalt darauf verwenden, daß
die Zustellung alsbald erfolgt.
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Das deutsche Zivilprozeß(kos-
ten)recht wird beherrscht von
dem Grundsatz, daß bei streitigen
Verfahren die Prozeßkosten regel-
mäßig von der Partei zu tragen
sind, die im Verfahren unterliegt.
Dieses Prinzip findet sich in § 91
ZPO, es wird ergänzt durch die
Regelungen des § 92 ZPO, wo-
nach bei teilweisem Obsiegen, teil-
weisem Unterliegen die Kosten
gegeneinander aufzuheben oder
verhältnismäßig zu teilen sind,
soweit keiner der Ausnahmefälle
des Abs. 2 vorliegt. Weiter hat die
unterlegene Partei nach § 97 I ZPO
die Kosten eines ohne Erfolg ein-
gelegten Rechtsmittels zu tragen.
Schließlich wird diejenige Partei,
die sich freiwillig in die Rolle des
Unterlegenen begibt, grundsätz-
lich ebenfalls mit den Kosten be-
lastet, nämlich insbesondere im
Falle der Klagerücknahme (§ 269
III 2 ZPO) bzw. bei Zurücknahme
eines Rechtsmittels, wozu insbe-
sondere zu verweisen ist auf §§
516 III 1 sowie 565 ZPO.
Dieses Prinzip entspricht der Bil-
ligkeit. Es erfährt allerdings –
ebenfalls aus Gründen der Billig-
keit – eine Reihe von Durchbre-
chungen, wobei für die Praxis im
Vordergrund steht die Regelung
des § 93 ZPO. Ein aktueller Beschluß
des BGH vom 30.5.2006, abge-
druckt u.a. in NJW 2006, S. 2490
f., gibt Veranlassung, sich mit die-
ser Vorschrift näher zu befassen.
Der Wortlaut ist einfach:

„Hat der Beklagte nicht
durch sein Verhalten zur Er-
hebung der Klage Veranlas-
sung gegeben, so fallen dem
Kläger die Prozeßkosten zur
Last, wenn der Beklagte den
Anspruch sofort anerkennt.“

Das sofortige Anerkenntnis
nach § 93 ZPO

Diese Abweichung von dem ein-
gangs erwähnten Kostengrund-
satz, wonach regelmäßig die un-
terlegene Partei die Kosten des
streitigen Verfahrens zu tragen
hat, hat hiernach lediglich zwei
Voraussetzungen:
Die fehlende Klageveranlassung
durch den Beklagten sowie sein
sofortiges Anerkenntnis.
Die erste Voraussetzung bereitet
in der Praxis keine Probleme. Nach
einhelliger Rechtsprechung gibt
diejenige Partei Veranlassung zur
Klageerhebung, die durch ihr Ver-
halten vor dem Prozeß aus der Sicht
des Klägers bei vernünftiger Be-
trachtung hinreichenden Anlaß für
die Annahme bietet, er werde ohne
Inanspruchnahme der Gerichte
nicht zu seinem Recht kommen.
Auch der hier besprochene BGH-
Beschluß vom 30.5.2006 enthält
insoweit nichts Neues.
Hoch umstritten war jedoch bis-
lang die Frage, wann ein Aner-
kenntnis als ein „sofortiges“ im
Sinne von § 93 ZPO anzusehen ist.
Hier enthält der Beschluß vom
30.5.2006 eine grundlegende und
insgesamt begrüßenswerte Klar-
stellung für den Fall, daß das
schriftliche Vorverfahren ange-
ordnet war. Insoweit war bislang
in Rechtsprechung und Literatur
außerordentlich streitig, bis zu
welchem Zeitpunkt ein Aner-
kenntnis noch als „sofortiges“ im
Sinne von § 93 ZPO anzusehen
war. Die knapp überwiegende
Auffassung in Rechtsprechung
und Literatur forderte insoweit
die Abgabe des Anerkenntnisses
spätestens bis zum Ablauf der
zweiwöchigen Notfrist des § 276
I 1 ZPO. Dieser Auffassung hat der
BGH nunmehr eine deutliche Ab-
sage erteilt und entschieden, daß
im schriftlichen Vorverfahren ein
Anerkenntnis jedenfalls dann „so-
fort“ erfolgt ist, wenn es inner-

halb der Klageerwiderungsfrist
abgegeben wurde. Dabei darf
der Beklagte auch eine nötigen-
falls verlängerte Klageerwide-
rungsfrist voll in Anspruch neh-
men.
Die Begründung des Beschlusses
muß an dieser Stelle nicht wieder-
holt und kommentiert werden, sie
ist in jedem Falle lesenswert und
überzeugend. Zu ergänzen ist al-
lenfalls noch folgendes Argument,
welches in dem Beschluß des BGH
nicht enthalten ist: Während ein
Kläger für die Vorbereitung einer
Klage Wochen und Monate zur
Verfügung hat, kann es nicht rich-
tig sein, den mit einer nicht von
ihm veranlaßten Klage überrasch-
ten Beklagten zu zwingen, sich
bereits innerhalb der 14-tägigen
Notfrist darüber klar zu werden,
ob er den geltend gemachten
Anspruch ganz oder teilweise an-
erkennt, um in den Genuß der
„Kostenwohltat“ des § 93 ZPO zu
gelangen. Insoweit ließ die bislang
überwiegende Meinung auch
den Grundsatz der Waffengleich-
heit völlig außer acht.
Schädlich und daher in jedem Falle
zu vermeiden ist die routinemäßi-
ge Ankündigung eines Klageab-
weisungsantrages schon im Be-
stellungsschriftsatz, da ein danach
abgegebenes Anerkenntnis nie-
mals als „sofort“ akzeptiert wird.
Der Anwalt hat daher – wie
grundsätzlich immer – sein eige-
nes Gebühreninteresse zurückzu-
stellen. Im Zweifelsfalle hat er sich
auf die Anzeige der Verteidigungs-
bereitschaft des Beklagten zu be-
schränken, bis er Gelegenheit hat-
te, den gesamten Prozeßstoff zu
überprüfen und alsdann zusam-
men mit seinem Mandanten zu
entscheiden, ob ein Kosten ver-
meidendes Anerkenntnis nach §
93 ZPO (ganz oder zum Teil) ab-
gegeben wird.
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Der BGH-Beschluß vom 30.5.2006
enthält jedoch ebenfalls wichtige
Hinweise zu der Frage, wann ein
Anerkenntnis noch als „sofort“
anzusehen ist, wenn das Gericht
nach § 275 ZPO einen frühen er-
sten Termin zur mündlichen Ver-
handlung anberaumt hat. Inso-
weit entsprach es der bisherigen
herrschenden Auffassung, wo-
nach ein Anerkenntnis in aller
Regel nur in diesem frühen ersten
Termin abgegeben werden kön-
ne. Dabei wurde in der Literatur
teilweise sogar die Auffassung
vertreten, daß es bei dieser
Verfahrensgestaltung unschädlich
sei, wenn der Klageanspruch vor
dem Termin bestritten worden ist,
insbesondere wenn vor dem Ter-
min Klageabweisung beantragt

wurde. Obwohl nicht entschei-
dungserheblich, äußert der BGH
in dem besprochenen Beschluß
deutliche Zweifel an der Richtig-
keit dieser Rechtsauffassung. Er
erwägt ausdrücklich, daß auch bei
Bestimmung eines frühen ersten
Termins das „sofortige“ Aner-
kenntnis bereits in der Klage-
erwiderung abgegeben werden
muß. Es steht zu erwarten, daß
sich die Rechtspraxis im Hinblick
auf diese Ausführungen um-
orientieren wird. Demgemäß wird
der vorsichtige und sorgfältig han-
delnde Anwalt auch in dieser Kon-
stellation erst im Rahmen der
Klageerwiderung bestimmte An-
träge ankündigen, ggf. also auch
ein Anerkenntnis, ohne sich der
Gefahr auszusetzen, daß letzteres

nicht mehr als „sofortiges“ akzep-
tiert wird.
Die Anwendbarkeit von § 93 ZPO
setzt im übrigen nach herrschen-
der Meinung, der auch der BGH
folgt, nicht voraus, daß der aner-
kannte Klageanspruch auch als-
bald erfüllt wird. Jedoch steht
dem Beklagten auch dieser Weg
zur Verfügung, wenn er sich vor
den Kosten der nicht von ihm ver-
anlaßten Klage befreien will. Er-
füllt er daher den von ihm nicht
bestrittenen Klageanspruch, ist
der Kläger gezwungen, gem. § 91
a ZPO die Hauptsache insoweit für
erledigt zu erklären. Im Rahmen
der dann vom Gericht zu treffen-
den Kostenentscheidung ist selbst-
verständlich auch § 93 ZPO zu
berücksichtigen.
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Besonders häufig anwendbar ist
§ 93 ZPO im Bereich des Wettbe-
werbsrechts, worauf abschlie-
ßend kurz einzugehen ist. Grund-
sätzlich verlangt die absolut herr-
schende Meinung von einem
Unterlassungskläger, daß er zu-
nächst vorprozessual eine Abmah-
nung vornimmt und zur Abgabe
einer strafbewehrten Unterlas-
sungserklärung auffordert. Diese
sogenannte Abmahnobliegenheit
spielt indes keine Rolle für die Zu-
lässigkeit oder Begründetheit eines
Klageverfahrens bzw. eines einst-
weiligen Verfügungsverfahrens,
ihre ausschließliche Bedeutung
liegt im Bereich des § 93 ZPO.
Verzichtet der Unterlassungs-
gläubiger daher – aus welchen
Gründen auch immer – auf eine
vorherige Abmahnung, müssen
sich der Unterlassungsschuldner
und sein Anwalt darüber klar
werden, ob der geltend gemach-
te Anspruch begründet ist oder
nicht. Im ersteren Falle ist bei ei-
nem Klageverfahren im Rahmen
der Klageerwiderungsfrist ein

Anerkenntnis abzugeben mit der
Kostenfolge des § 93 ZPO. Beson-
derheiten gelten insoweit, wenn
im Beschlußwege eine einstweili-
ge Verfügung erlassen wird,
ohne daß diesem Verfahren eine
Abmahnung vorangegangen ist
(sog. Pearl-Harbor-Eröffnung): In
diesem Falle muß der Unter-
lassungsschuldner seinen Wider-
spruch ausdrücklich auf die Kosten
beschränken (sog. Kostenwider-
spruch), ohne jedoch den geltend
gemachten Unterlassungsanspruch
als solchen zu bestreiten. In diesem
Falle hat das Gericht lediglich noch
über die Kosten zu entscheiden, die
regelmäßig den Verfügungskläger
treffen werden.
Bei alledem ist abschließend dar-
auf hinzuweisen, daß nach abso-
lut herrschender Meinung die
Darlegungs- und Beweislast für
die Voraussetzungen der Ausnah-
mevorschrift des § 93 ZPO beim
Beklagten liegt. Es genügt daher
nicht die Abgabe eines sofortigen
Anerkenntnisses „unter Verwah-
rung gegen die Kostenlast“, viel-

mehr muß regelmäßig hinzukom-
men eine zumindest kurze Darle-
gung zu den Voraussetzungen
des § 93 ZPO. Hierzu ist es daher
erforderlich, vorzutragen, daß
bspw. vorgerichtlich von Kläger-
seite der Klageanspruch nicht gel-
tend gemacht oder angemahnt
bzw. im Wettbewerbsrecht abge-
mahnt worden war. Auf die hoch
umstrittene Frage, wer die Be-
weislast dafür trägt, daß eine an-
geblich nicht zugegangene Ab-
mahnung tatsächlich verschickt
worden ist, soll vorliegend be-
wußt nicht eingegangen werden.
Es empfiehlt sich weiterhin, auf
den Beschluß des BGH vom 30.5.
2006 ausdrücklich hinzuweisen,
sofern das Anerkenntnis nicht
bereits im ersten Schriftsatz abge-
geben worden ist. Dieser Rat gilt
jedenfalls solange, bis der er-
wähnte Beschluß, der naturge-
mäß noch in keinem ZPO-Kom-
mentar Erwähnung findet, zum
Allgemeingut in der Rechtspraxis
geworden ist.

Praktikertipp

Aktuelles

Seit einigen Jahren kommen Studen-
ten der Tifliser „Deutschsprachigen
Fakultät für Wirtschaft und Recht“ als
Praktikanten ins Saarland. Alle spre-
chen fließend Deutsch, denn wie der
Name sagt, ist Deutsch die Unter-
richtssprache der Fakultät. Gelehrt
wird neben Wirtschaft deutsches und
georgisches Recht, was umso leich-
ter ist, da in nachkommunistischer
Zeit das georgische Zivilrecht dem
deutschen bürgerlichen Recht fast
deckungsgleich nachgebildet wurde.
Die Praktika finden im Januar/Febru-
ar und im Juli/August statt und dau-
ern sieben Wochen. Die Deutsch-Ge-
orgische Gesellschaft im Saarland e.V.
vermittelt nicht nur die Arbeitgeber,

sondern auch Gastgeber, die die jun-
gen Leute während ihres Aufent-
haltes als Familienmitglied auf Zeit bei
sich aufnehmen – andernfalls müßte
das Praktikum allein aus finanziellen
Gründen für die meisten georgischen
Studenten ein Wunschtraum bleiben.
Aber wichtiger als der finanzielle
Aspekt ist das kulturelle Erlebnis – wer
in Georgien Deutsch als Hauptfremd-
sprache gewählt hat, wird seinen Ent-
schluß am ehesten durch die herzli-
che Aufnahme in einer Gastfamilie
und anregende Gespräche bestätigt
sehen. Natürlich verläuft der Kultur-
austausch in beiden Richtungen. Wer
weiß hier z.B. schon, daß die Georgier
auf eine fünftausendjährige Geschich-

te zurückblicken und sich den Luxus
einer eigenen Schrift leisten? Späte-
stens seit Praktikanten bei ihnen
wohnten, wissen hierüber jedenfalls
die Kollegen Walter  Teusch und Fred
Valentin Bescheid, die beste Erfah-
rungen gemacht haben und Interes-
sierten diese gerne mitteilen.
Wer einen Gast bei sich aufnehmen
will (auch für kürzere Zeit - Patch-
worksystem) oder zunächst nur wei-
tere Auskünfte möchte, wende sich
bitte an Kollegin Gisela Heil, Vorsit-
zende der
Deutsch-Georgischen
Gesellschaft im Saarland
Tel. 0681 / 56.587
E-Mail gisela.heil@t-online.de

Gastfamilien für georgische Rechtspraktikanten gesucht
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Seminarbericht:
Verteidigungsaktivitäten in der
Hauptverhandlung
Prof. Dr. Rainer Hamm

– Schade, wenn Sie nicht dabei waren… –

Man sollte meinen, wahrlich Eulen nach Athen zu
tragen, will man den Referenten des SAV-Seminars
„Verteidigungsaktivitäten in der Hauptverhand-
lung“, Herrn Kollegen Prof. Dr. Rainer HAMM, vor-
stellen und zu einem Seminar mit ihm einla-
den. Allein die Teilnehmerzahl gab Zweifel auf...
Zählt doch Rechtsanwalt Prof. HAMM zu den
renommiertesten Verteidigern Deutschlands,
vornehmlich im Wirtschaftsstrafrecht tätig, aber
auch und gerade in Revisionsverfahren. So ist
er in den Medien etwa bekannt geworden als
Verteidiger im Verfahren gegen die HAFFA-Brü-
der und jüngst (und demnächst wieder) im
Mannesmann-Prozeß als Verteidiger des ehe-
maligen IG Metall-Vorsitzenden ZWICKEL.
Aber auch in der Fachliteratur kommt ein Verteidi-
ger – und sei er nur sporadisch im Strafrecht oder
in einem strafrechtlichen Teilgebiet tätig – an
HAMM (eigentlich) nicht vorbei: etwa als Heraus-
geber und Mitautor des Beck’schen Formularbuchs
für den Strafverteidiger (4. Auflage 2001), Autor
des revisionsrechtlichen Standardwerkes SARSTEDT/
HAMM, Revision in Strafsachen (6. Auflage 1998),
Mitautor in HAMM/HASSEMER/PAULY, Beweisan-
tragsrecht (2000, erschienen in der Reihe Praxis der
Strafverteidigung im C.F.Müller-Verlag) sowie in
BRÜSSOW/GATZWEILER/KREKELER/MEHLE, Straf-
verteidigung in der Praxis (3. Auflage 2003, Deut-
scherAnwaltVerlag). Und als Mitherausgeber der
NJW kommt er sozusagen jedem Anwalt allwöchent-
lich auf den Schreibtisch. Gründe genug, die Gele-
genheit zu nutzen, wenn ein solch hochkarätiger
Referent – noch dazu für ein Seminar vor Ort –
engagiert werden konnte.
„Verteidigungsaktivitäten in der Hauptverhandlung“
war sein Thema am 15. Juli 2006 in Saarbrücken
und das Seminar ging weit darüber hinaus.
Verteidigungsphilosophie, Verteidigungstaktik in
allen Verfahrensstadien bis hin zur Revision, auch
mit deren „Rückwirkung“ auf die Verteidigung in
der Hauptverhandlung.
Schon der erste Schwerpunkt „Rechtsanwalt oder

Dealanwalt?“ ging über die Hauptverhandlung hin-
aus, was das Verfahrensstadium angeht, aber auch
bezüglich genereller Folge- und Nebenwirkungen
der Verständigung als Rechtsinstitut. Nach der dog-
matischen Aufbereitung der bisherigen Rechtspre-
chung und Gesetzgebungsinitiativen zum „Deal“
ging der Referent auf die Auswirkungen der Ver-
ständigung auf das Strafverfahren insgesamt, aber
auch auf die Person des Verteidigers ein, nicht theo-
retisch sondern ausgenommen praxisorientiert: auf
die Einstellung des Verteidigers, seine Funktion, sein

Berufsverständnis, auf die daraus
entwickelte Verteidigertypologie.
Kern des Seminars war die Vertei-
digung in der Hauptverhandlung
selbst. Hier standen Präklusion(-
svermeidung), Richterablehnung,
Ablehnung von Sachverständigen,
Erklärungsrechte im Vordergrund.
Eher pragmatische Fragen, die man
auch in der Praxisliteratur kaum
behandelt findet, zu denen HAMM

aber sein breites Erfahrungswissen beeindruckend
offen weitergab, machten das Seminar zu einem
echten Erlebnis: als da sind „Früherkennung der rich-
terlichen Überzeugungsbildung“ (dazu bereits
HAMM in Gedächtnisschrift für Karl Peters (1984),
169 ff.), Vernehmungstechnik und Plädoyer; zu letz-
terem ging HAMM nicht nur auf die rhetorische und
argumentative Zielrichtung ein, sondern auch auf
die sehr persönliche Frage, woher er selbst seine Mo-
tivation nimmt, überhaupt noch zu plädieren, nach-
dem man gemeinhin annehmen dürfe, der Vorsit-
zende schließe regelmäßig erst dann die Beweisauf-
nahme, wenn das Gericht seine Überzeugung zu-
mindest innerlich abgeschlossen habe.
Fazit: Anwaltswissen pur, ein Fundus von Erfah-
rungswissen – über die Grenzen der Hauptverhand-
lung und der Strafverteidigung hinaus. Schließlich
bleibt auch die Erkenntnis, daß in großen, umfang-
reichen, öffentlichkeitswirksamen Strafverfahren
nach denselben Regeln verteidigt wird, wie in allen
anderen Verfahren. Schade eben, daß Sie nicht
dabei waren…

Das Seminarskript kann zum Preis von 5, – € bei der
Geschäftsstelle der SAV-Service GmbH bezogen werden.

Bericht: Thomas Rand (Dillingen/Saar)

Seminare

Seminarrückblicke
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Seminarbericht:
Vergütung und Rechnungslegung
im Insolvenzverfahren
Richter Schmauch

Am 02.09.2006 referierte Herr Richter am Amtsgericht
Adolf Schmauch vor 26 interessierten Teilnehmerinnen und
Teilnehmern aus dem Saarland und Rheinland-Pfalz über
die „Vergütung und Rechnungslegung im Insolvenz-
verfahren“.
Unter besonderer Berücksichtigung der aktuellen Recht-
sprechung des Bundesgerichtshofes stellte Herr Schmauch
die Vergütung des Sachverständigen, des vorläufigen
Insolvenzverwalters und des Verwalters im eröffneten Ver-
fahren mit den saarländischen Besonderheiten dar. Hierbei
wurden die unterschiedlichen Auffassungen der Teilneh-

merinnen und Teilnehmer über die Angemessenheit der
Vergütung kontrovers diskutiert.
Ausführlich dargestellt wurde die Verpflichtung des
Insolvenzverwalters zur internen Rechnungslegung. Herr
Schmauch leistete durch vielfältige Beispiele und ausführ-
liche Hinweise zu den Anforderungen an die Rechnungs-
legung einen wertvollen Beitrag zur Vereinheitlichung der
internen Rechnungslegung, die von den Verwaltern zur
Zeit noch unterschiedlich gehandhabt wird.
Aufgrund der praxisorientierten Darstellung und den aus-
führlichen Hinweisen konnten die TeilnehmerInnen wich-
tige Erkenntnisse für die Gestaltung zukünftiger Vergü-
tungsanträge und den Aufbau der Rechnungslegung ge-
winnen. Das von Herrn Schmauch erstellte Skript (Schrif-
tenreihe des SAV, Heft Nr. 102) stellt zudem ein nahezu
unentbehrliches Nachschlagwerk für Verwalter dar.

Seminarbericht:
Neuste Rechtsprechung im Arbeitsrecht
Stefan Hossfeld

Die Stühle im Tagungsraum reichten fast nicht aus, denn
zu den angemeldeten 46 Teilnehmern, kamen noch wei-
tere Interessenten dazu.  Diese wollten es sich ebenfalls
nicht nehmen lassen wollten, der kurzweiligen Präsentati-
on von Herrn Richter Ste-
fan Hossfeld zur neusten
Rechtsprechung im Ar-
beitsrecht zu lauschen.
Anhand praxisrelevanter
Beispiele aus seiner Tätig-
keit als Richter am Ar-
beitsgericht Saarbrücken,
gab der Referent einen
Überblick über die we-
sentlichen Neuerung im
Individual- und Kollek-
tivarbeitsrecht. Viel hat-
te sich seit seiner gleich-

namigen Veranstaltung im Jahr 2005 getan.
Die Zulässigkeit von Vertragsklauseln im Lich-
te der Rechtsprechung des BAG, die Proble-
matik der unwiderruflichen Freistellung und
ihre Folgen nach dem Urteil des BSG, sowie
ein Kurzüberblick zur Betriebsratsgröße waren
nur einige der Highlights des Vortrags. Details
sind in einem Skript sowie online auf der
Homepage von Herrn Hossfeld nachzule-
sen. Angeregt wurde in der Teilnehmer-
runde über das ein oder andere Pro-
blem diskutiert. Langweile oder ein-
tönige Routine, das war allen klar,
kommt im Arbeitsrecht jedenfalls
nicht auf.
Fazit: Bei schönstem Sonnen-
schein ein schwungvolle, inter-
essante und heitere Veranstal-
tung, die sich wieder größter Be-
liebtheit erfreute.

Seminare
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Seminarbericht:
Neuere Rechtsprechung zum
Versicherungsvertragsrecht
Prof. Dr. Roland Rixecker |
Präsident des Saarländischen Oberlandesgerichts

Als echtes Highlight unter den Seminarveranstaltungen des
SAV erwies sich das Seminar von Prof. Dr. Rixecker. Ob-
wohl es erst ca. 14 Tage vor dem Termin angekündigt wur-
de und obwohl am 30.6.2006 die Deutsche Nationalmann-
schaft das Viertelfinalspiel gegen Argentinien zu
bestehen hatte, war das Seminar innerhalb kür-
zester Zeit ausverkauft.
Der Referent stellte in der ihm eigenen tempera-
mentvollen Art aktuelle Entscheidungen zum All-
gemeinen Versicherungsvertragsrecht sowie zu
ausgewählten Problemen des Personenversiche-

rungsrechts vor, wobei er insbesondere die Auswirkungen
der bevorstehenden VVG-Reform im einzelnen darstellte.
Referent und Referat wurden ausnahmslos mit Bestnoten
evaluiert.
Erfreulicherweise hat Prof. Dr. Rixecker sich bereit erklärt,
im 2. Halbjahr 2007 erneut ein ganztägiges Seminar für
den SAV abzuhalten, in dem die für das Jahr 2008 ange-
kündigte VVG-Reform im Detail behandelt wird. Eine
„Pflichtveranstaltung“ für jeden am Versicherungsrecht
interessierten Anwalt.

Auch für das nächste Jahr haben wir ein breit
gefächertes Seminarangebot geplant, wobei un-
ser Hauptaugenmerk darauf liegt, für möglichst
alle Fachanwaltschaften eine ausreichende Stun-
denzahl gem. § 15 FAO anzubieten.
Hierbei gibt es einige Klassiker, die sich jedes Jahr
großer Nachfrage erfreuen und somit auch 2007
wieder auf dem Programm stehen werden, wie
z.B. die „Aktuelle Rechtsprechung“ im Arbeits-
recht mit Richter am ArbG, Stefan Hossfeld, als
Referenten oder das Seminar zum Insolvenzrecht
mit Richter am AG, Adolf Schmauch.
Im Arbeitsrecht werden außerdem Seminare zur
„Rechtsprechung und Gesetzgebung zum
Betriebsübergang“ sowie zum Thema „TvöD:
Grundzüge und besondere Problemstellungen“
angeboten. Falls Bedarf besteht, erwägen wir im
zweiten Halbjahr ein Seminar mit RA Dr. Jobst
Hubertus Bauer zu ersten Erfahrungen mit dem
AGG.
Ein weiteres Seminar im Insolvenzrecht wird das
Thema „Insolvenzanfechtungsrecht“ zum Schwer-
punkt haben.
Neu aufnehmen in unser Seminarprogramm

Seminarausblick 2007

möchten wir das Bankrecht, mit Schwerpunktthe-
ma „Kreditsicherung“ sowie das Gesellschaftsrecht,
Schwerpunkt „Kapitalerhaltung und Eigenkapital-
ersatz im Recht der GmbH“.
Obwohl 2006 wegen mangelnder Teilnehmerzahl
nicht zustande gekommen, bieten wir auch für
2007 wieder ein Seminar zum Mietrecht an, wo-
bei das genaue Thema noch nicht feststeht.
Sehr erfreut waren wir über die gute Resonanz
zu den Seminaren Internetrecht (RA Dr. Martin
Braun, Frau Heike Closs, Assessorin IHK des Saar-
landes) und Verkehrsrecht (Sachverständiger Dr.
Johannes Priester). Daher werden wir 2007 ein
Vertiefungsseminar Internetrecht mit den gleichen,
bewährten Referenten anbieten. Bezüglich des
geplanten weiteren Verkehrsrechtseminars ent-
sprechen wir einem vielfachen Teilnehmerwunsch
und stellen Herrn Dr. Priester einen Co- Referen-
ten zur Seite, der die prozessuale Umsetzung be-
handelt.
Im Erbrecht werden wir am 6. März ein Seminar
zur aktuellen Rechtsprechung mit Stellv. Vors. Rich-
ter am OLG, Dieter Barth anbieten. Weitere Semi-
nare zur Testamentsgestaltung und Unternehmens-

Seminare
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nachfolge sind in Planung.
Gleich zu Beginn des Jahres (27. Januar) hält Rich-
ter Helmut Borth, AG Stuttgart, ein Seminar im
Familienrecht zu „Unterhaltsrecht und Unterhalts-
reform“. Mitte des Jahres referiert RA Jochen
Duderstadt zu Unterhaltsansprüchen.
Mit Hinblick auf den Selbstständigen in familien-
rechtlichen Verfahren planen wir ein Seminar „Bi-
lanzen lesen und verstehen“, das selbstverständ-
lich auch für andere Rechtsgebiete von Interesse
ist. Auch zu „Steuerfolgen von Ehe und Schei-
dung“ soll ein Seminar stattfinden.
Nicht nur das Gebührenrecht selbst sondern auch
die mitunter schwierige Vermittlung von Honorar-
ansprüchen an den Mandanten stehen 2007 auf
dem Programm. Für das Thema „Honorar-
gespräche erfolgreich führen“ konnte RA Niko-
laus Lutje aus München ( s. auch Seminar am 18.
November dieses Jahres) gewonnen werden.
Weitere Seminare sind geplant für das Bau- und
Architektenrecht, Referenten und Themen wer-
den rechtzeitig bekannt gegeben.
RA Patrick Weidinger von der DBV Winterthur Ver-
sicherung spricht am 02.12.2006 zum Thema „Arzt-
und Krankenhaushaftpflicht und die Versicherung
dieses Risikos“ mit Fortbildungsnachweis gem. § 15
FAO für Fachanwälte sowohl für Medizinrecht als
auch für Versicherungsrecht.
Richter am LG Saarbrücken, Steffen Kaiser, Mitglied
der Arzthaftungskammer, hält voraussichtlich im 2.
Quartal 2007 ein weiteres Arzthaftungsseminar mit

dem Schwerpunktthema „Aufklärung“.
Für den Bereich des Strafrechts, den wir auch 2007
abdecken möchten, stehen die Seminartermine
und Referenten noch nicht fest.
Im Versicherungsrecht wird Prof. Dr. Roland
Rixecker, Präsident des saarl. OLG, im zweiten Halb-
jahr die für 2008 anstehende VVG- Reform dar-
stellen. Zudem möchten wir erneut ein Seminar
mit Prof. Dr. Peter Schimikowski anbieten.
Alles in allem hoffen wir, das in diesem vielfälti-
gen Angebot für jeden etwas dabei ist, sind aber
auch jederzeit bereit auf weitere Anregungen zu
Seminarthemen oder Referenten einzugehen.
Die endgültige Seminarübersicht wird im nächsten
Anwaltsblatt als herausnehmbarer Kalender er-
scheinen. Trotzdem empfiehlt es sich immer, auch
unsere Homepage (www.saaranwalt.de) zu besu-
chen, da immer wieder kurzfristig zusätzliche Se-
minare – z.T. auf Ihre Anregung hin – eingescho-
ben werden, die dann im Kalender leider nicht
erscheinen.
Die Homepage bietet Ihnen auch die Möglichkeit
das gewünschte Seminar einfach online zu bu-
chen.
Natürlich erhalten Sie zwei Wochen vor Seminar-
termin auch eine Einladung per E-Mail, falls wir
Ihre E-Mail-Adresse besitzen.
Sollte dies noch nicht der Fall sein, schicken Sie
uns einfach den untenstehenden Abschnitt aus-
gefüllt per Fax zu.

Adressdaten  (E- Mail- Anschrift)

per Fax an: 06 81 -  5 12 02
(SaarländischerAnwaltVerein)

Name/Vorname .........................................................................................................................

Kanzlei .......................................................................................................................................

Adresse .....................................................................................................................................

Gerichtsfach  .............................   E-Mail ..................................................................................

Seminare
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Anmeldeformular

Absender: (Kanzleistempel/Name)

An die per Fax an:  06 81 / 5 12 59
SAV- Service GmbH
c/o SaarländischerAnwaltVerein
Landgericht Zi. 143
Franz- Josef- Röder- Str. 15

66119 Saarbrücken

Hiermit melde(n) ich (wir) nochfolgende Person(en) zur Fortbildungsveranstaltung

________________________________________________________________________________
(Seminartitel)

am  _____________________ an.

1. Person:    ____________________________________________________________

2. Person:    ____________________________________________________________

Die Anmeldung ist mit Eingang bei der SAV- Service GmbH verbindlich. Bestätigung und Rech-
nung nach Eingang.
Ersatzteilnehmer können jederzeit schriftlich benannt werden. Andernfalls wird bei schriftli-
chem Rücktritt bis 10 Tage vor dem Termin eine Stornogebühr von 25,- € fällig, danach der volle
Seminarpreis. Die angemeldeten Teilnehmer erhalten in diesem Fall die Tagungsunterlage.
Seminarabsage (wegen Ausfall des Referenten, zu geringer Teilnehmerzahl etc.) Änderungen
des Seminartermins oder -programms, Widerruf der Teilnahmeberechtigung durch die SAV- Ser-
vice GmbH bleiben vorbehalten. Bei Absage oder Terminänderung wird die bereits gezahlte
Seminargebühr erstattet. Darüber hinausgehende Ansprüche sind ausgeschlossen. Erfüllungs-
ort und Gerichtsstand ist Saarbrücken.

_______________________________ ________________________________________
Ort, Datum Unterschrift

Seminare
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Vergütungsvereinbarung 13. Oktober 2006

Gebührenoptimierung und Vergütungs-
vereinbarung – Für Rechtsanwälte

1. 16% oder 19% Mehrwertsteuer ab wann?
2. Belehrung über den Gegenstandswert
3. Aufklärungspflicht über die Kosten
4. Die übliche Vergütung in Beratungsangelegenheiten
5. Die Höhe der Gebühr nach Nr. 2300 VV RVG
6. Neue Rechtsprechung zum RVG
7. Vergütungsvereinbarung: Form/Höhe/Allgemeine

Geschäftsbedingungen
8. Zulässiges Erfolgshonorar
9. Werbung mit dem Preis? Erstberatung umsonst/

Erstberatung 10,- Euro/jede Minute 1,- Euro

Referent: RA Anton Braun | Bonn
Datum: 13. Oktober 2006
Zeit: 14.00 Uhr bis ca. 18.15 Uhr
Ort: Hotel am Triller | Trillerweg 57 | Saarbrücken

Seminargebühren:
Mitglied im SAV: 120 Euro (zzgl. USt.)
Nichtmitglied: 140 Euro (zzgl. USt.)
Referendare: 70 Euro (zzgl. USt.)

In der Seminargebühr enthalten:
Tagungsunterlagen, Teilnahmebestätigung über 4 Zeit-
stunden gemäß § 15 FAO, Fortbildungsbescheinigung
des DAV (für Mitglieder), Fitnesspause, Pausengetränke

Sonstiges 14. Oktober 2006

Weil der erste Eindruck entscheidet:
Professionalität am Telefon

Seminarziel:
Ziel dieses Seminars ist die Steigerung der Servicequalität
am Telefon. Die Teilnehmer lernen, wie sie überzeugender,
serviceorientierter und erfolgreicher telefonieren. Sie
erkennen, dass sie bei jedem (Telefon-)Kontakt eine
Visitenkarte abgeben und damit maßgeblich das Erschei-
nungsbild der Kanzlei nach außen prägen. Durch das
professionelle Verhalten der Mitarbeiter am Telefon bietet
Ihre Kanzlei einen besseren Service und erhält zufriedene-
re Mandanten. Ihr Image am Markt wird gestärkt und der
Wettbewerbsvorteil vergrößert.

Seminarinhalte:
• Positive Grundeinstellung
• Telefonische Visitenkarte
• Wesentliche Faktoren, die das Telefonergebnis beeinflussen

• Sprache
• Einsatz der Stimme
• Körpersprache am Telefon
• Aktives Zuhören am Telefon
• Fragetechniken
• Umgang mit schwierigen Mandanten
• Effektive Bearbeitung von eingehenden Gesprächen
• Zielgerichtete Gestaltung von ausgehenden Telefonaten

Referent: Ortrud Decker
Datum: 14. Oktober 2006
Zeit: 10.00 Uhr bis ca. 17.30 Uhr
Ort: Casino- Restaurant am Staden | Saarbrücken

Seminargebühren: 200 Euro (zzgl. USt.)

In der Seminargebühr enthalten:
Tagungsunterlagen, Teilnahmebestätigung über sechs
Zeitstunden, eine Fitnesspause, Pausengetränke, Mit-
tagessen (ohne Getränke)

Steuerrecht 4. November 2006

Steuerhaftung des GmbH-Geschäftsführers

´ Allgemeine Grundlagen der steuerlichen Haftung
´ Die wesentlichen für die Haftung des GmbH- Geschäfts-

führers in Betracht kommenden Haftungstatbestände
- Haftung als gesetzlicher Vertreter der GmbH (§69 AO)
- Haftung wegen Steuerhinterziehung (§ 71 AO)

´ Verjährung der Haftungsschuld
´ Verfahren der Haftungsinanspruchnahme
´ Rechtsbehelfe: Verfahrensrechtliche und prozessuale

Aspekte

Referent: Dr. Roberto Bartone | RiFG | Saarbrücken
Datum: 4. November 2006
Zeit: 10.00 Uhr bis ca. 18.00 Uhr (Pausen von

11.30bis 12.00 Uhr, 13.30- 14.30 Uhr,
16.00 bis 16.30 Uhr)

Ort: Domicil Leidinger | Saarbrücken

Seminargebühren:
Mitglied im SAV: 180 Euro (zzgl. USt.)
Nichtmitglied: 200 Euro (zzgl. USt.)
Referendare: 100 Euro (zzgl. USt.)

In der Seminargebühr enthalten:
Tagungsunterlagen, Teilnahmebestätigung über 6 Zeit-
stunden, Fortbildungsbescheinigung des DAV (für Mit-
glieder), zwei Fitnesspausen, Pausengetränke, Mittag-
essen (ohne Getränke) Büchertisch: Hier haben Sie die
Möglichkeit aktuelle Literatur zum Thema sowie Skripte
vergangener Seminare käuflich zu erwerben.
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Vergütungsvereinbarung 10. November 2006

Gebührenoptimierung und Vergütungs-
vereinbarung – Für Angestellte

1. Fragen der Teilnehmer in aktuellen Angelegenheiten (vor-
ab bitte per Mail zusenden: ant.braun@gmx.de)

2. 16% oder 19% Mehrwertsteuer ab wann?
3. Geltendmachung der Gebühr nach Nr. 2300 VV RVG im

Mahn- oder Klageverfahren
4. Eine oder mehrere Rechungen (§§ 16-18 RVG)?
5. Probleme bei Streitwerten
6. Belehrung über den Gegenstandswert (§ 49b BRAO)
7. Die neue „Beratungsgebühr“ (§ 34 RVG)
8. Verfahrensgebühr
9. Terminsgebühr
10. Gebühren in Familiensachen

Referent: RA Anton Braun | Bonn
Datum: 10. November 2006
Zeit: 14.00 Uhr bis ca. 18.15 Uhr
Ort: Hotel am Triller | Trillerweg 57 | Saarbrücken

Seminargebühren: 140 Euro (zzgl. USt.)

In der Seminargebühr enthalten:
Tagungsunterlagen, Teilnahmebestätigung über 4 Zeit-
stunden gemäß § 15 FAO, Fortbildungsbescheinigung
des DAV (für Mitglieder), Fitnesspause, Pausengetränke

Vergütungsvereinbarung 18. November 2006

Honorargespräche erfolgreich führen

- Vorbereitung des Honorargesprächs
- Die Erfolgsformel
- Die vier Faktoren des „Pricing“ anwaltlicher Dienstlei-

stung Kosten der Kanzlei – Konkurrenzsituation –
Mandantennutzen – gesetzliche Rahmenbedingungen

- Die Erwartungen und Bedürfnisse des Mandanten
erkennen und ansprechen

- Das Honorargespräch mandantenorientiert führen
- Selbstdarstellung und Präsentation der Dienstleistung
- Argumente, die den Mandanten überzeugen
- Erwiderung auf Mandanteneinwände
- Die zehn häufigsten Fehler

Referent: RA Nikolaus Lutje | München
Datum: 18. November 2006
Zeit: 10.00 Uhr bis ca. 17.30 Uhr

(Pausen von 11.30 bis 11.45 Uhr,
13.15 bis 14.15 Uhr, 15.45 bis 16.00 Uhr)

Ort: Hotel am Triller | Trillerweg 57 | Saarbrücken

Seminargebühren:
Mitglied im SAV: 180 Euro (zzgl. USt.)
Nichtmitglied: 200 Euro (zzgl. USt.)
Referendare: 100 Euro (zzgl. USt.)

In der Seminargebühr enthalten:
Tagungsunterlagen, Teilnahmebestätigung über sechs
Zeitstunden gemäß §15 FAO, Fortbildungsbescheinigung
des DAV (für Mitglieder), zwei Fitnesspausen, Pausen-
getränke, Mittagessen (ohne Getränke)
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Versicherungs-/Medizinrecht 2. Dez. 2006

Arzt- und Krankenhaushaftpflicht und die
Versicherung des Risikos

Referent: RA Patrick Weidinger
Datum: 2. Dezember 2006
Zeit: 9.30 Uhr bis ca. 16.30 Uhr
Ort: Hotel am Triller | Trillerweg 57 | Saarbrücken

Seminargebühren:
Mitglied im SAV: 180 Euro (zzgl. USt.)
Nichtmitglied: 200 Euro (zzgl. USt.)
Referendare: 100 Euro (zzgl. USt.)

In der Seminargebühr enthalten:
Tagungsunterlagen, Teilnahmebestätigung über 6 Stun-
den gem. § 15 FAO in Medizin- und Versicherungsrecht,
2 Fitnesspausen, Pausengetränke, Mittagessen (ohne
Getränke)

Besonderer Hinweis:
Das Seminar behandelt nicht nur die wesentlichen Aspek-
te der Arzthaftung sondern auch den versicherungs-
rechtlichen Hintergrund. Sowohl Fachanwälte für
Medizinrecht als auch Fachanwälte für Versicherungs-
recht erhalten einen Fortbildungsnachweis nach § 15 FAO
über 6 Zeitstunden.

Erbrecht 25. November 2006

Testamentsgestaltung

Vorfragen zur Testamentsgestaltung: Vererblichkeit des
Nachlasses / Pflichtteilsproblematik bei der Testaments-
gestaltung / Berücksichtigung von Vorempfängen /Schran-
ken bei der Gestaltungsfreiheit / Formvorschriften und For-
malien der Testamentsgestaltung / Eigenhändiges Testa-
ment / Notarielles Testament / Testierfreiheit und Testier-
fähigkeit
Erbeinsetzung: Gestaltung der Erbfolge / Vollerbenein-
setzung oder die Vor- und Nacherbeneinsetzung / Abgren-
zung zum Vermächtnis
Anordnungen über die Auseinandersetzung der Erben-
gemeinschaft: Teilungsanordnung / Vorausvermächtnis /
Übernahmerecht / Teilungsverbote
Gestaltungen im Hinblick auf das Pflichtteilsrecht: Enter-
bung / Pflichtteilsentziehung / Pflichtteilsbeschränkung in
guter Absicht
Ehegattentestament: Einheitslösung (Berliner Testament)/
Trennungslösung (Vor- und Nacherbschaft) / Wechselbezüg-
liche Verfügungen und Bindungswirkung / Anfechtungs-
verzichte /  Wiederverheiratungsklauseln / Pflichtteilsklauseln /
Katastrophenklauseln / Regelungen für den Fall der Scheidung
Besondere Fälle der Testamentsgestaltung: Testament bei
behinderten Erben / Unternehmertestament / Testament des
Landwirts

Referent: Dr. Manuel Tanck | Mannheim
Datum: 25. November 2006
Zeit: 9.00 Uhr bis 17.00 Uhr
Ort: Hotel am Triller | Trillerweg 57 | Saarbrücken

Seminargebühren:
Mitglied im SAV: 180 Euro (zzgl. USt.)
Nichtmitglied: 200 Euro (zzgl. USt.)
Referendare: 100 Euro (zzgl. USt.)

In der Seminargebühr enthalten:
Tagungsunterlagen, Teilnahmebestätigung über 6 Zeit-
stunden gemäß § 15 FAO, Fortbildungsbescheinigung
des DAV (für Mitglieder), zwei Fitnesspausen, Pausen-
getränke, Mittagessen (ohne Getränke)
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Einladung zum Gänseessen
Der SaarländischeAnwaltVerein und das Forum junger Rechtsanwälte laden ein zum traditionellen

Gänseessen
am 10. November 2006 ab 18.30 im Domicil Leidinger

(Mainzer Straße 10 | 66111 Saarbrücken)

Zur Begrüßung und Einstimmung auf einen geselligen Abend lädt der SAV Sie zu einer Feuerzangen-
bowle im Zen- Garten des Hotels ein.

Zwischen den Gängen des ausgewählten Menüs werden Sie mit einem Rahmenprogramm unterhalten,
zu dem u.a. unsere Tombola zählt:

Unter allen Seminarteilnehmern des Jahres 2006  verlosen wir als

1. Preis: Zwei Seminargutscheine für ein beliebiges Seminar der SAV- Service GmbH (nicht übertragbar)
2. Preis: Einen Seminargutschein für ein beliebiges Seminar der SAV- Service GmbH (nicht übertragbar)
3. Preis: Die kostenlose Teilnahme am diesjährigen Gänseessen.

Der dritte Preis wird nur unter den Teilnehmern des Gänseessens verlost.
Die entsprechenden Lose – eins pro bezahltem Seminar – bekom-

men Sie von uns im November zugeschickt.

Wir würden uns freuen, wenn möglichst viele unserer Mit-
glieder die Chance zu einem lockeren Meinungsaustausch
mit neuen und alten Bekannten ergreifen würden.

Wir bitten um Anmeldungen unter 0681/51202

Volljurist, 29 J., Berufsan-
fänger, fundierte Kenntnisse im
Arbeitsrecht (u.a. FAkurs), sucht
Anstellung mit Schwerpunkt
ArbR/allg. ZivilR in Kanzlei.
Kontakt:
arbeitsrechtler@gmx.net

erscheint am 15. Dezember 2006 (Redaktionsschluss: 10. November 2006)

Personalia

Im Rahmen einer Feierstunde im
Ministerium für Justiz, Gesund-
heit und Soziales verabschiede-
te Staatssekretär Wolfgang Schild
den langjährigen Leiter der
Staatsanwaltschaft Saarbrücken,
Karlheinz Gocke, in den wohlver-
dienten Ruhestand. Gleichzeitig
wurde Ernst Peter Hirschmann
mit der Wahrnehmung der Ge-

schäfte des Leiters der Staatsan-
waltschaft beauftragt.
Hirschmann war von 1981 bis 1984
Richter am Amtsgericht. Von Ok-
tober 1984 bis März 1988 war er
Richter beim Landgericht Saar-
brücken. Von April 1988 bis 1999
war er Regierungsdirektor und Lei-
tender Regierungsdirektor zu-
nächst in der Funktion als stellver-

Staatssekretär Wolfgang Schild: Karlheinz Gocke als Leiter der Staatsanwalt-
schaft Saarbrücken in wohlverdienten Ruhestand verabschiedet

tretender Leiter und in der Fol-
ge auch in der Funktion des Lei-
ters der Justizvollzugsanstalt
Saarbrücken. In den letzten fast
sieben Jahren als Vertreter des
Generalstaatsanwalts konnte
Hirschmann in der Funktion ei-
nes Leitenden Oberstaatsanwalts
als Abteilungsleiter weitere
Leitungserfahrungen sammeln.




